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Grund der Schul- und Unterrichtsordnung in der Lage, dann iſt nicht ein⸗ 


Inhalt. mal für den facultativen Unterricht in der deutſchen Sprache ein Raum 
Ir ! 5 vorhanden; die Schul⸗ und Unterrichtsordnung kennt nämlich für 

i i b V 5 28 x : h 2 
een „ re l Snkra Niederöſterreich nur einſprachige Schulen und keinen Unterricht in einer 


Mittheilungen aus der Praxis: | zweiten Landesſprache, während in Steiermark, Kärnten, Krain, in 

Mit der Zuweiſung eines Heimatsloſen im Sinne des $ 18 des Heimatsgeſetzes Böhmen, Mähren und Schleſien, kurz, 99 immer Deutſche und Nicht⸗ 
kann auch vorgegangen werden unter Abſicht und Vorausſetzung der Fort⸗ deutſche an einander grenzen, mögen auch ihre Beziehungen noch ſo loſe 
führung der behördlichen Heimatserhebungen. fein, das Geſetz in dieſer Richtung vorgeſorgt hat. ) 

Beleidigung einer Gemeindevertretung. (Art. V des Geſetzes vom 17. December Nächſt der Schul⸗ und Unterrichtsordnung wäre man verſucht, 
1862, Nr. 8 R. G. Bl. vom Jahre 1863.) von den Normal⸗Lehrplänen Auſſchluß zu erwarten, welche das Miniſte⸗ 

Geſetze und Verordnungen. rium für Cultus und Unterricht mit Erlaß vom 18. Mai 1874 (3. 6549) >) 


Perſonalien. veröffentlicht hat. Allein dieſelben find zuvörderft für Schulen mit 
Erledigungen. deutſcher Unterrichtsſprache berechnet, die Anpaſſung für nichtdeutſche 
En Schulen iſt ebenſo wie die Einführung des Unterrichtes in der zweiten 


Landesſprache in den Schulen mehrſprachiger Länder den Landesſchul⸗ 
5 . R 713 5 5 behörden überlaſſen; wir können daher in dieſen Lehrplänen für die 
Die rechtliche Stellung der Rationalitäten in Beſterreich. uns hier beſchäſtigende Frage keinen weiteren Aufſchluß gewinnen und 
wollen uns ſofort der Landesgeſetzgebung zuwenden. 
Die Landesgeſetzgebung hatte ſich mit dem nationalen Charakter 
der Schule ſchon früh, ſchon lange vor der Reform des Jahres 1869 
befaßt. Nach den Landesordnungen von 1861 (8 18, Art. II, 2) 
ſtanden den Landtagen innerhalb der Grenzen der allgemeinen Geſetze 
die näheren Anordnungen über (Kirchen⸗ und) Schulangelegenheiten zu, 
was lag ſomit näher, als daß die Landtage unter dem mächtigen Drucke 
der neu aufgetauchten nationalen Bewegung die Sprachenfrage zum 
Gegenſtande ihrer Berathungen machten. Es würde zu weit führen 
hier aller in dieſer Richtung geſtellten Interpellationen und Anträge, 
aller hierüber geführten Verhandlungen aus der erſten und dem An⸗ 
fange der zweiten Landtagsperiode zu gedenken, wir erinnern nur 
daran, daß die dieſem Ziele zuſteuernden Beſtrebungen in Böhmen und 
Galizien einen erfolgreichen Abſchluß in ſanctionirten Geſetzen ſanden, 
dort in dem Geſetze vom 18. Jänner 1866 (L. G. Bl. Nr. 1) wegen 
Durchführung der Gleichberechtigung beider Landesſprachen in den Volks⸗ 
und Mittelſchulen, hier in dem Geſetze vom 22. Juni 1867 (L. G. Bl. 
Nr. 13) über die Unterrichtsſprache an Volks⸗ und Mittelſchulen. Man 
achte auf das Datum dieſer Geſetze und der Zuſammenhang derſelben 
mit der politiſchen Strömung, der Einfluß der Factoren, welche 
Sprachengeſetze gerade in dieſen Ländern und gerade zu dieſer Zeit zu 
Stande brachten, wird unverkennbar ſein. Das eine dieſer Geſetze, das 
galiziſche, iſt noch heute praktiſch, das andere iſt zwar zum großen 
Theile aufgehoben, aber es blibt bedeutſam für die nationale Strömung, 
aus der es hervorgegangen; wir glauben daher über den Rahmen dieſer 
Abhandlung nicht hinauszugreifen, wenn wir dieſen zwei Geſetzen eine 


Von Dr. Karl Hugelmann. 
II. 
(Fortſetzung.) 


Gehen wir nun einen Schritt weiter und fragen wir, wie ſich die 
verordnende Thätigkeit des Unterrichtsminiſteriums dieſen Principien gegen⸗ 
über verhalten hat. 

In erſter Linie kommt die Schul⸗ und Unterrichtsordnung vom 
20. Auguſt 1870 (R. G. Bl. Nr. 105) in Betracht. 

In dem VIII. Abſchnitte derſelben find die Lehrziele feſtgeſtellt 
und der 8 51 ſpeciell regelt das Ziel des Sprachunterrichtes in umſtänd⸗ 
licher Weiſe. Aus den weitläufigen techniſchen Anordnungen über dieſen 
Punkt ergibt ſich für unſere Frage die eine wichtige Thatſache, daß 
der Unterricht in der Mutterſprache als die obligatoriſche Aufgabe der Volks⸗ 
ſchule in allen ihren Abſtufungen gilt. Für Oeſterreich unter und ob 
der Enns, Salzburg und Vorarlberg hat es bei dieſer principiellen Feſt⸗ 
ſetzung ſein Bewenden, für die übrigen Länder iſt die Zuſatzbeſtimmung 
angehängt, daß für Schulen, an denen eine zweite Landesſprache in den 
Unterricht aufzunehmen ſei, die Landesſchulbehörde über das Lehrziel 
dieſes Unterrichtes und deſſen Ausführung die näheren Anordnungen zu 
treffen habe. 

Halten wir dieſe Normen an den Maßſtab des Staatsgrundgeſetzes, 
ſo läßt ſich nicht leugnen, daß hier der Einklang ein vollkommener iſt, 
daß jene Disharmonien, welche das Volksſchulgeſetz noch zuläßt, hier 
nicht mehr Platz haben. Ein innerer Widerſpruch liegt in den citirten 
Normen felbft nur inſoferne vor, als der nationale Miſchcharakter von W e RE ee 
Niederöſterreich ignorirt iſt. Wenn die Nichtdeutſchen Niederöſterreichs ) Angeſichts dieſer Normen iſt es um ſo intereſſanter, daß die erſte bei 
— die Slaven im Flachlande oder die verſchiedenen Nationalen in Pan, = ene Be he nationaler Rechte aus 
Wien — ſich ihre nationalen Schulen erkämpfen, und fie find dies zur | 5) Vgl. Handbuch der Reichsgeſetze und Miniſterialberordnungen über das 
thun nicht nur auf Grund des Staatsgrundgeſetzes, ſondern auch auf Volksſchulweſen, S. 216—350. 
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eingehende Beachtung widmen, und wir thun dies gerade an dieſer Stelle 
unſerer Erörterung, weil der Ausgangspunkt der zwei in Rede ſtehenden 
Normen trotz ihrer allgemeineren Natur doch die Volksſchule iſt. 

Beiden Geſetzen iſt zuvörderſt eigenthümlich, daß ſie ſich, im 
Widerſpruche mit der in der öfterreichiichen Schulgeſetzgebung ſonſt 
üblichen Theilung, auf die Volks- und Mittelſchulen in einem Zuge er⸗ 
ſtrecken (nur die Hochſchulen bleiben unberührt). Sie ſtimmen ſodann darin 
überein, daß ſie, vom engeren Geſichtskreiſe des Landes ausgehend, im 
Gegenſatze zu dem Standpunkte des Staatsgrundgeſetzes jede principielle 
Fixirung nationaler Rechte vermeiden und ſich auf die Regelung des 
Verhältniſſes beſtimmter Sprachen beſchränken, das böhmiſche Landes— 
geſetz auf die deutſche und böhmiſche, das galiziſche auf die deutſche, 
polniſche und rutheniſche. Von da an gehen aber auch dieſe zwei Geſetze 
vielfach auseinander. 

Das erſtere verwirft den Utraquismus der Unterrichtsſprache und 
beſtimmt, daß au den öffentlichen Schulen in Böhmen in der Regel 
nur eine der beiden Landesſprachen Unterrichtsſprache ſein ſolle. 
Hiemit ſind aber die Garantien nationalen Unterrichts auch ſchon 
beinahe erſchöpft. Nur bezüglich der Gymnaſien iſt noch die ſinguläre 
Beſtimmung getroffen, daß, wenn an einem Orte nur ein Gymnaſium 
beſteht und dieſes von Angehörigen beider Nationalitäten zahlreich 
beſucht wird, für die Minorität durch die Errichtung eines nationalen 
Untergymnaſiums oder wenigſtens von Parallelelaſſen geſorgt werden ſolle. 

Die flaviſche Bevölkerung Böhmens ſcheint ſomit im Jahre 
1865 die principielle Anerkennung ihrer Sprache und die Durchführung 
derſelben in der Hauptſache nicht mehr bedurft zu haben, das Ziel des 
Geſetzes geht auf etwas anderes hinaus, auf die Stellung, welche die 
zweite Landesſprache an jeder Schule erhalten ſoll. Hierin macht nun 
das Geſetz einen durchgreifenden Unterſchied zwiſchen den Volks⸗ und 
ittelſchulen, an den erſteren ſoll vor dem Unterrichte in der zweiten 
Landesſprache geſchützt, an den letzteren aber zu demſelben gezwungen 

werden. Die Trivialſchulen alten Styl's, alſo die überwiegende Mehrzahl 
der Volksſchulen, hatten ſtreng national zu bleiben, nur an den Haupt⸗ 
ſchulen und den mit dieſen verbundenen Unterrealſchulen. d. i. alſo 
etwa an den heutigen Bürgerſchulen, durfte ein unobligater Unterricht 
in der zweiten Landessprache ertheilt werden, und auch dieſer nur auf 
Beſchluß der Erhalter der Schule und nur von der dritten Hauptſchul⸗ 
claſſe au. Die Mittelſchulen hingegen ſollten durchwegs die zweite 
Landessprache als obligaten Lehrgegenſtand aufnehmen, die deutſchen 
Anſtalten die böhmiſche Sprache, die böhmiſchen Schulen die deutſche, 
hier erſcheint ſomit die nationale Gleichberechtigung verwirklicht in der 
Form des gleichen Zwanges. Und die Energie dieſer Anordnung 
geht ſo weit, daß Diſpenſen auf das Einſchreiten der Eltern und Vor⸗ 
münder nur für einzelne Fälle aus beſonders erheblichen Urſachen und 
nur von der Landesbehörde, alſo der von einſeitig nationalen Einflüſſen 
möglichſt freien und zugleich den Petenten möglichſt fernegerückten Behörde 
innerhalb des Landes ertheilt werden ſollten. 

In allem ſomit das Bild einer Regelung der ſprachlichen Ver⸗ 
hältuiſſe der Schule aus politiſchen Rückſichten, nicht das Bedürf— 
niß ſoll ſür die Wahl der Sprache entſcheiden, ſondern die geſetzliche 
Anerkennung des zweiſprachigen Charakters des Landes ſoll zur Geltung 
kommen, auch in jenen Theilen desſelben, welche auf weite Strecken hin 
bloß von einem Stamme bewohnt ſind, wo eine Berührung der beiden 
Stämme gar nicht ſtattfindet. 

Umſtändlicher iſt das galiziſche Geſetz von 1867. Dieſes hatte 
eben eine größere Aufgabe vor ſich, es hatte dem Polonismus erſt 
recht Bahn zu brechen. Dieſe Aufgabe hat das Geſetz auch in wirk— 
ſamer Weiſe beſorgt, dieſer Gedanke tritt in dem ganzen Umfange des 
Geſetzes klar hervor, jo ſyſtemlos und ungenau es auch ſonft gefaßt 
fein mag 9. 

Allerdings ſteht ein ganz formales Princip an der Spitze, die 
Beſtimmung der Unterrichtsſprache in den Volksſchulen ſoll denjenigen 
zuſtehen, welche die Schule erhalten. Sobald aber eine Volksſchule 
irgend einen, auch den geringſten Zuſchuß aus öffentlichen Fonden 
erhält, ſo kann die Unterrichtsſprache nur mehr die polniſche oder 
rutheniſche ſein und die Wahl zwiſchen beiden trifft die Gemeinde mit 
Genehmigung der Landesſchulbehörde. Durch die Subventionirung aus 
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6) Zum Theile allerdings iſt der Erfolg nicht das Verdienſt des Geſetzes, 
ſondern der gleichzeitig (25. Juni) geſchaffenen nationalen Executive des galiziſchen 
Landesſchulrathes. 
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Landesmitteln hat ſomit die Majorität des Landes, und dieſe iſt in 
den Vertretungskörpern und ſo auch im Landesſchulrathe das polniſche 
Element, das Mittel in der Hand, die Entſcheidung vor ihr Forum zu 
bringen, die Option der Gemeinde wird wahrſcheinlich ſtets dann die 
Bewilligung finden, wenn das rutheniſche Element dem polniſchen weichen 
ſoll, gewiß aber höchſt ſelten umgekehrt. Für die geſammte deutſche und 
jüdiſche Bevölkerung Galiziens iſt ſomit im Gebiete des Volksſchul⸗ 
weſeus nur der Weg der Privatſchule und vielleicht, in Benützung einer 
Unklarheit des Geſetzes, jener der reinen Gemeindeſchule gegeben, um 
eine nationale Schule zu erhalten. Die ſchreiende Ungerechtigkeit dieſer 
Beſtimmung, welche die nationale Exiſtenz von 60.000 Menſchen von 
Landeswegen ingnorirt, bedarf wohl keines Wortes der Kritik. Sie 
wird auch dadurch nicht im Geringſten abgeſchwächt, daß von der 
dritten Claſſe aller höheren Volksſchulen angeſangen die deutſche Sprache 
einen obligaten Lehrgegenſtand bilden ſoll, denn dieſe Beſtimmung iſt 
wohl im Intereſſe der Polen und Ruthenen ſelbſt getroffen, ſie iſt 
keine Conceſſion für die Deutſchen. Daß aber auch die Gleichberechtigung 
von Polen und Ruthenen nicht die Endabſicht bildet, obwohl an den 
von beiden Stämmen beſuchten Volksſchulen, die nur die eine der zwei 
Sprachen zur Unterrichtsſprache haben, auch die zweite gelehrt werden 
ſoll, iſt aus den Beſtimmungen über die Mittelſchulen klar erſichtlich, 
zu denen wir nunmehr übergehen. 

Die Unterrichtsſprache an den Mittelſchulen iſt die polniſche, das 
iſt das Princip welches nur einige Modificationen erleidet. 

Am ſchlimmſten kommt natürlich wieder die deutſche Sprache weg. 
Nur ein Obergymnaſium in Lemberg und das Untergymnaſium in Brody 
dürfen die deutſche Unterrichtsſprache noch behalten, ſo lange die Landes⸗ 
geſetzgebung nichts anderes beichließt, jede neue Errichtung von deutſchen 
Mittelſchulen iſt ſomit ausgeſchloſſen ja bei einer ſtrengen Interpretation 
wäre ſogar gefordert, daß im Falle einer Erweiterung des Gymnaſiums 
in Brody auf das deutſche Untergymnaſium ein polniſcher Oberbau geſetzt 
werde. 1 Gymnaſien ſollen ſomit für 600.000 im ganzen Lande zer⸗ 
ſtreute Bewohner genügen und auch dieſe Anſtalten ſind auf den Aus⸗ 
ſterbe⸗Etat geſetzt; erweiterungsfähig ſind ſie nicht und durch die polniſche 
Volksſchule iſt ihnen der Boden unter den Füßen entzogen. Dieſen 
Thatſachen gegenüber kann man ſich nicht darauf berufen, daß die deutſche 
Sprache im Sinne des Miniſterialerlaſſes vom 8. Auguſt 1859 als 
obligatoriſcher Lehrgegenſtand in allen Claſſen der Mittelſchulen beibe⸗ 
halten iſt, wir wiederholen, dies iſt eine, im Intereſſe der Polen und 
Ruthenen gegebene Vorſchrift, keine für die Deutſchen wohlthätige Conceſſion. 

Anders ſind die Normen bezüglich der Ruthenen. Die rutheniſche 
Sprache bleibt zunächſt die Unterrichtsſprache an den vier unteren Claſſen 
des akademiſchen Gymnaſiums in Lemberg, ferner allgemein fir den 
rutheniſchen Sprachunterricht und vielleicht auch für den Religions- 
unterricht, da in letzterem Punkte die alten Vorſchriften in Kraft ver⸗ 
bleiben ſollen. Im Uebrigen iſt wenigſtens einer allmäligen Entwicklung 
der Weg nicht von vorneherein abgeſchnitten, für einzelne Lehrgegenſtände 
kann von Fall zu Fall ein Vortrag in rutheniſcher Sprache von der 
Landesſchulbehörde bewilligt werden, wenn die Eltern von wenigſtens 
25 Schülern es verlangen, aber immer nur parallel mit den fortbeſtehenden 
polniſchen Vorträgen, alſo immer nur in ſubordinirter Stellung. Die 
organiſche Einfügung der rutheniſchen Unterrichsſprache in das Syſtem 
der Mittelſchulen, ſei es durch ſtufenweiſe Einführung in einzelnen Claſſen, 
beziehungsweiſe Errichtung von Parallelclaſſen, ſei es durch Verbreitung 
über ganze Anſtalten, iſt an den Beſchluß des Landtages nach 
Einvernehmung der Bezirksvertretungen geknüpft; eine Kräſtigung des 
rutheniſchen Elements iſt alſo nur denkbar, wenn ſich in jedem Falle 
beide Factoren, Bezirksvertretung und Landtag, für dasſelbe ausſprechen. 
Wir glauben, man braucht galiziſche Einrichtungen nur oberflächlich zu 
kennen, un zu wiſſen, daß bei einer ſolchen Organiſation die Frage 
der Erweiterung des rutheniſchen Unterrichts in höchſt ſeltenen Fällen 
überhaupt an den Landtag herantreten werde. Dieſe Formulirung der 
Competenz hat aber noch weit ſchwerer wiegende Uebelſtände zur Folge, 
denn ſie gilt wie in Fragen der principiell ſchon anerkannten Aus⸗ 
dehnung des Ruthenismus ſo für Aenderungen der Unterrichtsſprache 
an Mittelſchulen überhaupt. Der Landtag kann ſomit durch einfachen 
Beſchluß ohne Sanction der Krone auch das Umgekehrte deſſen thun, 
was principiell in Ausſicht genommen iſt, er kann das polniſche Element 
zur ausſchließlichen Herrſchaft bringen, die letzten deutſchen Schulen 
aufheben, den rutheniſchen und deutſchen Sprachunterricht vollſtändig 
beſeitigen und Niemand wird ihn daran zu hindern im Stande ſein. 


Die beiden bis hieher erörterten Landesgeſetze haben verſchiedene 
Schickſale gehabt. 

Dem böhmiſchen wurde ſchon nach 2½¼ Jahren ſeine Spitze 
abgebrochen, das galiziſche beſteht heute noch in der Weſenheit unge⸗ 
ſchwächt ſort, ja es hat eine Weiterentwicklung in Geſetz und Verord⸗ 
nung erfahren. 

Was Böhmen anbelangt, ſo war es die erſte Sorge der Deutſchen, 
als ſie im Jahre 1868 den Landtag allein beſuchten, den Sprachen⸗ 
zwang des Geſetzes von 1866 abzuſchütteln. Durch das zu dieſem Zwecke 
erlaſſene Landesgeſetz vom 5. October 1868 (L. G. Bl. Nr. 29) wurde aber 
keineswegs das ganze Geſetz von 1866 beſeitigt, ſondern nur der § 4 des⸗ 
ſelben; der Sprachenzwang wurde abgeſchafft, alle anderen Beſtimmungen 
von 1866 aber, die Aufhebung des Utraquismus, die Beſchränkung der 
zweiten Landesſprache an den Volksſchulen u. ſ. w. blieben aufrecht. 

Was Galizien anbelangt, ſo haben wir zunächſt die Verordnung 
des galiziſchen Landesſchulrathes vom 14. März 1868 (L. G. Bl. 
Nr. 12) 7) über die Durchführung des Geſetzes über die Unterrichts⸗ 
ſprache an iſraelitiſchen Schulen zu verzeichnen. Die Verordnung, welche 
auf Wunſch der ifraelitifchen Sutereffenten wirkſam werden ſoll, geht 
natürlich darauf hinaus, dem Polniſchen auch hier das Uebergewicht zu 
verſchaffen, die iſraelitiſchen Schulen Galiziens unterſcheiden ſich nach 
dieſer Verordnung von den polniſchen nur dadurch, daß ſie den Unter⸗ 
richt im Hebräiſchen in Verbindung mit dem Religionsunterrichte als 
einen Unterrichtsgegenſtand beibehalten und daß die deutſche Sprache 
von der zweiten Claſſe an obligat iſt. Die Judenkinder Galiziens haben 
drei Sprachen zu lernen, das beſtimmt die Verordnung ſür den Moment, 
das Endziel derſelben iſt aber, daß die Juden ihrem abgelebten Volks⸗ 
thume entriſſen und durch die polniſche Unterrichtsſprache der polniſchen 
Nation zugeführt werden. 

Daß wir mit dieſer Auslegung auf richtiger Fährte ſind, daß 
der Landesſchulrath Galiziens wirklich dahin ſtrebt, das ganze Volks⸗ 
ſchulweſen zu poloniſiren, auch wo er für den Augenblick andere 
Sprachen noch duldet, das geht deutlich aus ſeiner Kundmachung vom 
5. November 1868 (L. G. Bl. Nr. 24) hervor, welche als Amts⸗ 
ſprache in Schulſachen allgemein, alſo auch für die deutſchen und ruthe⸗ 
niſchen Schulen, die polniſche Sprache erklärt. Hiemit iſt der Lehrer⸗ 
beruf an den deutſchen und rutheniſchen Schulen mit einem Schlage 
allen des Polniſchen unkundigen Männern unmöglich gemacht und 
ſonach das geſammte Schulweſen dem polniſchen Elemente ausgeliefert. 

Nur was die Mittelſchulen betrifft, hat die Entwicklung der oben 
entwickelten Auffaſſung inſoferne nicht entſprochen, als durch das Geſetz 
vom 31. Mai 1874 (L. G. Bl. Nr. 45) die ſucceſſive Einführung der 
rutheniſchen Unterrichtsſprache auch in der Oberſtufe des akademiſchen 
Gymnaſiums in Lemberg angebahnt wurde. Der Widerſpruch in der 
formalen Behandlung der Frage rührt aber nur daher, weil man (aus 
uns unbekannten Gründen) die Rutheniſirung des Lemberger akademiſchen 
Gymnaſiums auf dem Wege erreichen wollte, daß man dem 2. Abſatze 
des Art W des Geſetzes von 1867 eine neue Faſſung gab, das Ziel 
ſelbſt wäre auch durch einfachen Landtagsbeſchluß erreichbar geweſen. 

Was in anderen Ländern in dieſer Richtung bis zum Jahre 1869 
geleiſtet worden, das wollen wir, wie gejagt, übergehen, es nöthigt 
uns die Oekonomie des Raumes hiezu und vor allem die Rückſicht, 
daß es doch überall beim Verſuche geblieben war. Wir wenden uns 
ſofort den Ausführungsgeſetzen des Reichs⸗Volksſchulgeſetzes zu. 

Die Landtage traf bekanntlich die Aufgabe, in je drei Geſetzen 
die Brücken zum Uebergang in's Leben für das Reichs⸗Volksſchulgeſetz 
zu ſchaffen, in den Geſetzen über die Errichtung und Erhaltung der 
Schulen, die Rechtsverhältniſſe der Lehrer und die Schulaufſicht. Uns 
berühren hier nur die erſteren, die Schulerrichtungsgeſetze. 

In der Landtagsſeſſion des Herbſtes 1869 wurde die Regierungs⸗ 
vorlage eines Schulerrichtungsgeſetzes in allen Landtagen eingebracht 
und in der überwiegenden Mehrzahl erfolgte auch die mehr oder min⸗ 
der veränderte Annahme. In Dalmatien, in Galizien, der Bukowina 
und in Krain bedurſte es allerdings längerer Bemühungen, um das 
Geſetz zu Stande zu bringen; in den Seſſionen von 1870, 1871 und 
1872 gelang es aber ſchließlich doch, ſo daß heute nur Trieſt und 
Tirol eines Schulerrichtungsgeſetzes noch entbehren. 


) Dieſes Datum iſt durch beſondere Anfrage fichergeſtellt worden, in dem 
deutſchen Texte des Landesgeſetzblattes iſt irrthümlich der 22. Juni 1867, in 
dem polniſchen der 22. Juni 1868 angegeben. 
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In der Regierungsvorlage zu allen dieſen Geſetzen waren Beſtim⸗ 
mungen über den ſprachlichen Charakter der Schulen nicht zu finden. 
Man möchte daher glauben, daß, nachdem in Folge deſſen der oben 
gekennzeichnete Spielraum des Reichsgeſetzes offen blieb, der extreme 
Nationalismus auch gegen das Ausführungsgeſetz Front gemacht hätte, 
ſowie das Volksſchulgeſetz ſelbſt im Reichsrathe von national⸗föderaliſti⸗ 
ſcher Seite beſtritten worden war. Es hat an Verſuchen dieſer Art in 
der That auch nicht gefehlt, aber im Ganzen iſt der Widerſtand doch 
ein relativ geringer geweſen. Die extremen nationalen Elemente waren 
im Jahre 1869 eben zum großen Theile ſchon befriedigt oder hatten 
ſich von der parlamentariſchen Arena zurückgezogen, wie in Galtzien, 
Böhmen, Mähren und Südtirol, jo daß faſt nur die Südſlaven als 
Kämpfer zurückblieben. Unter dieſen haben nun allerdings vor allen die 
Slovenen Krains ihre Schuldigkeit im reichſten Maße gethan, indem ſie 
in den Seſſionen 1869 und 1870 des Krainer Landtages einen Geſetz⸗ 
vorſchlag über die Gleichberechtigung der ſloveniſchen Sprache durch⸗ 
zuſetzen wußten, welcher die deutſche Sprache ſpeciell aus der Volks⸗ 
ſchule mit einigen localen Ausnahmen vollſtändig verbannte, ſodann 
wurde auch in dem Görzer Landtage von ſloveniſcher Seite der Antrag 
geftellt, über das Schulerrichtungsgeſetz zur Tagesordnung überzugehen; 
dieſe Beſtrebungen ſcheiterten aber entweder ſchon im Landtage oder an 
der Verweigerung der Sanction der Krone. Wo ſonſt eine Verzögerung 
der Entſcheidung erreicht wurde, lagen die Beweggründe vielfach abfeit3 
von nationalen Erwägungen. In Trieſt bildet das Lehrerernennungs⸗ 
recht, in Tirol der kirchliche Charakter der Schule den weſentlichſten 
der Streitpunkte bis zum heutigen Tage. 

Wir wollen nun auf den Inhalt der Schulerrichtungsgeſetze ſelbſt 
eingehen. Eine Beſtimmung über den nationalen Charakter der Schule 
findet ſich unſeres Wiſſens nur in einem derſelben, nämlich jenem der 
Bukowina. Der § 7 desſelben beſtimmt nämlich, daß bei der Com⸗ 
miſſion, welche wie in anderen Ländern alle bei der Errichtung einer 
Schule maßgebenden Umſtände von Fall zu Fall feſtzuſtellen hat, „auf 
die Möglichkeit der Feſtſtellung einer gemeinſchaftlichen Unterrichtsſprache 
insbeſondere Bedacht zu nehmen iſt.“ In dieſem Lande, in welchem 
die Nationalitäten vielfacher durcheinander gewürfelt ſind als in irgend 
einem anderen, hat man es ſomit ſchlechterdings nicht vermocht, ſich 
mit dem grundrechtlichen Princip zu begnügen, man hat es in dem 
Ausführungsgejege für nöthig befunden, zu wiederholen, daß die Schul⸗ 
ſprengel neuer Schulen möglichſt nach der Nationalität abgegrenzt wer⸗ 
den, denn nur jo können wir dieſen $ 7 verſtehen. In allen anderen 
gemiſchten Ländern iſt dies nicht der Fall, hier ſind die Schulerrich⸗ 
tungsgeſetze für uns nur inſoferne von Belang, als ſie die Bedingungen 
der Errichtung neuer Schulen, und was damit zuſammenhängt, in ver⸗ 
ſchiedener Weiſe normiren. Das Reichsgeſetz hatte, wie erwähnt, den 
Grundſatz aufgeſtellt, eine neue Schule müſſe errichtet werden, wo ſich 
im fünfjährigen Durchſchnitte im Umkreiſe einer Stunde mindeſtens 
vierzig ſchulpflichtige Kinder finden, welche ſonſt eine mehr als eine 
halbe Meile entfernte Schule beſuchen müßten. An die Stelle dieſer 
halben Meile haben Mähren und Salzburg „eine Stunde“, Krain 
„eine Meile“ geſetzt, das ſind die für unſere Fragen maßgebenden 
Modificationen; die außerdem überall vorkommenden Vorſchriften über 
Expoſitur eines Lehrers oder Entſendung desſelben zum Excurrendo⸗ 
unterricht, falls der Zugang zur Schule für einen Theil des Sprengels 
dauernd erſchwert iſt, gehören nicht hieher. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Mit der Zuweiſung eines Heimatsloſen im Sinne des § 18 des 

Heimatsgeſetzes kann auch vorgegangen werden unter Abſicht 

und Vorausſetzung der Fortführung der behördlichen Heimats⸗ 
erhebungen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 26. Juli 1878, 
3. 8243, folgende Entſcheidung an die k. k. Statthalterei in Innsbruck 
hinausgegeben: 

„In Erledigung des Berichtes vom 8. Juni 1878, 3. 9231, 
findet das Miniſterium des Innern dem Recurſe des Peter A. gegen 
die dortämtliche Entſcheidung vom 26. Mai 1878, 3. 8311, mit welcher 
die von der Bezirkshauptmannſchaft in B. unterm 11. April 1878, 
3. 1878, im Grunde des $ 19 Punkt 4 des Heimatgeſetzes verfügte 


Zuweiſung des Recurrenten als heimatlos zur Stadtgemeinde B. als 
verfrüht aufgehoben wurde, Folge zu geben, die Statthalterei⸗Entſchei⸗ 
dung zu beheben und das bezirkshauptmannſchaftliche Crkenntniß wieder 
in Kraft zu ſetzen, „weil kein Grund vorhanden iſt, mit der Zuweiſung 
nach § 18 des Heimatgeſetzes zuzuwarten, zumal eine ſolche Zuweiſung 
nur proviſoriſchen Charakters iſt und die Fortſetzung der eingeleiteten 
Erhebungen nicht ausſchließt.“ M 


Beleidigung einer Gemeindevertretung. (Art. Y des Geſetzes vom 
12. December 1862, Nr. 8 R. G. Bl. vom Jahre 4863.) 


Auf Anklage der Staatsanwaltſchaſt wurde Franz St. mit Ur⸗ 
theil des k. k. Bezirksgerichtes zu Währing vom 3. November 1877 
der Uebertretung gegen die Sicherheit der Ehre, begangen an der 
Währinger Gemeindevertretung, nach 8 496 St. G. B. und Art. V 
des Geſetzes vom 17. December 1862, Nr. 8 R. G. Bl. vom 
Jahre 1863, ſchuldig erkannt. Der hiegegen eingebrachten Berufung des 
Verurtheilten hat das k. k. Landesgericht zu Wien mit dem Frei⸗ 
ſprechungserkenntniſſe vom 25. Jänner 1878, 8. 2117, aus dem 
Grunde ſtattgegeben, weil der Gemeindevertretung der Charakter einer 
öffentlichen Behörde nicht zukömmt, und die Staatsanwaltſchaft eben 
deßhalb nur unter der hier nicht zutreffenden Vorausſetzung des § 46 
St. P. O., nämlich auf Wuuſch des beleidigten Theiles, klagbar auf⸗ 
zutreten berechtigt war. Wider dieſes Erkenntniß kehrt ſich die von der 
Generalprocuratur angebrachte Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des 
Geſetzes, mit welcher ſich der k. k. Caſſationshof bei der unter dem 
Vorſitze Seiner Excellenz des erſten Präſidenten Ritter v. Schmerling 
am 12. Juli 1878 vorgenommenen öffentlichen Verhandlung befaßt 
hat. Vom Generaladvocaten Cramer wurde die Beſchwerde u. A. in 
nachſtehender Weiſe begründet: 

„Etymologiſch betrachtet bezeichnet „Behörde“ (nach Adelung) 
den Ort, an welcher eine Sache hingehört; oder (nach Grimm) den 
locus, ad quem aliquid deferendum est. Behörde iſt alſo gleich⸗ 
bedeutend mit Amtsſtelle oder Inſtanz. Der juriſtiſche Sprachgebrauch 
fordert zu dieſem Begriffe insbeſondere ein an einem beſtimmten Orte 
dauernd beſtelltes Amtsorgan. Als ein ſolches Organ muß aber. nach 
dem Geſetze vom 5. März 1862, Nr. 18 R. G. Bl., und den mit 
demſelben grundſätzlich übereinſtimmenden Gemeindeordnungen der ein⸗ 
zelnen im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder auch die 
Gemeindevertretung angeſehen werden. Im Weſentlichen aus periodiſch 
wiederkehrenden Wahlen hervorgehend, iſt dieſelbe für eine einzelne Ge⸗ 
meinde oder mehrere zur gemeinſchaftlichen Geſchäftsſührung vereinigte 
Gemeinden mit einem beſtimmten Amtsſitze dauernd beſtellt. Sie wirkt 
zunächſt (als Gemeindeausſchuß) beſchließend und überwachend; in dem 
aus ihrer Mitte gebildeten und ihr als Beſtandtheil angehörenden 
Gemeindevorſtande iſt ſie überdies mit Vollzugsgewalt ausgeſtattet. 
Dabei wird derſelben das Prädicat der Oeffentlichkeit nicht allein des⸗ 
halb, weil ihr Mandat auf öffentliches Recht zurückführt, ſondern auch 
wegen der Natur ihrer Agenden zugeſtanden werden müſſen. Es iſt 
kaum erforderlich, in dieſer Richtung auf die in den ſog. übertragenen 
Wirkungskreis der Gemeinden fallende Mitwirkung zu Zwecken der 
öffentlichen Verwaltung noch beſonders hinzuweiſen; auch der ſelbſt⸗ 
ſtändige Wirkungskreis der Gemeinden bietet zahlreiche Geſchäfte welche, 
wie z. B. die verſchiedenen Zweige der Localpolizei, öffentliches Inter⸗ 
eſſe ganz unmittelbar berühren. Es hat denn auch das Strafgeſetz 
Staats⸗ und Gemeindebehörden mit dem gleichen Schutze umgeben 
(vgl. namentlich 88 68, 181 und 300 St. G. B.). Nach dieſen Er⸗ 
wägungen ſcheint es kaum zweiſelhaft, daß die Gemeindevertretung dem 
Begriffe einer öffentlichen Behörde nach Art. V des Geſetzes vom 
17. December 1862, Nr. 8 R. G. Bl., vom Jahre 1863 entſpricht, 
und daß eine an derſelben verübte Ehrenbeleidigung von Amtswegen 


zu verfolgen iſt. Mit dem Geſetze dürfte daher die Freiſprechung des 


Franz St. nicht im Einklange ſtehen“. 

Der k. k. oberſte Gerichts⸗ als Caſſationshof hat mit Plenar⸗ 
entſcheidung vom 12. Juli 1878, 3. 5574, zu Recht erkannt: Es ſei 
durch das Urtheil des k. k. Landesgerichtes Wien vom 25. Jänner 
1878, 8. 2117, allerdings das Geſetz verletzt worden. Gründe: 

Nach Art. V des Geſetzes vom 17. December 1868, Nr. 8 
R. G. Bl. find die in den 88 487 — 491, dann § 496 des St. G. be⸗ 
ſtimmten Vergehen und Uebertretungen gegen die Sicherheit der Ehre 
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Behörde begangen werden. Daß aber Gemeindevertretungen im Sinne 
des Geſetzes als öffentliche Behörden anzuſehen ſind, kann keinem Zweifel 
unterliegen. Denn ſchon ihr ſelbſtändiger Wirkungskreis betrifft vielfach 
Gegenſtände, welche zu dem öffentlichen Intereſſe gehören, ſo die Sorge 
für die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums, die Ausübung der 
Polizei in ihren verſchiedenen Richtungen, die Sorge für die Erhaltung 
der Gemeindeſtraßen und überhaupt für die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehres auf Straßen und Gewäſſern. Den Gemeinden, beziehungs⸗ 
weiſe ihren Vertretungen liegt aber überdies kraft des ihnen über⸗ 
tragenen Wirkungskreiſes die Verpflichtung zur Mitwirkung für die 
Zwecke der öffentlichen Verwaltung ob und ſie fungiren in dieſer Be⸗ 
ziehung ausſchließlich im öffentlichen Intereſſe. Deßhalb gewährt auch 
das Strafgeſetz den Gemeindevertretungen den gleichen Schutz wie den 
Staatsbehörden. Dies geht insbeſondere hervor aus 8 300 St. G., wo 
bezüglich des Vergehens der Aufwiegelung die Gemeindebehörden den 
Staatsbehörden gleichgeſtellt werden, dann aus § 320 lit. a St. G., 
wo bezüglich der Uebertretung der Falſchmeldung das Gleiche der Fall 
iſt, endlich aus $ 181 St. G., wo als Verbrechen der Veruntreuung 
erklärt wird, wenn Jemand ein vermöge feines öffentlichen (Staats⸗ oder 
Gemeinde-) Amtes ihm anvertrautes Gut im Betrage von mehr als fünf 
Gulden vorenthält, oder ſich zueignet. Indem daher das k. k. Landes⸗ 
gericht Wien, von der Anſchauung ausgehend, die Gemeindevertretung 
Währing ſei keine öffentliche Behörde und der ſtaatsanwaltſchaftliche 
Functionär im Sinne des Abſ. 1 des Artikel V des Geſetzes vom 
17. December 1862, Nr. 8 R. G. Bl., nicht berechtigt geweſen, die 
ſtrafgerichtliche Verfolgung des Franz St. zu veranlaſſen, denſelben von 
der Anklage der in den 88 491 und 492 St. G. bezeichneten Ueber⸗ 
tretung, begangen durch öffentliche Schmähung der genannten Gemeinde⸗ 
vertretung, freiſprach, hat das Landesgericht durch ſein diesfälliges Urtheil 
vom 25. Jänner d. J. offenbar das Geſetz verletzt.“ 


Geſetze und Verordnungen. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 1828. 
III. Stück. Ausgeg. am 13. Mai. 

4. Kundmachung des nied.⸗öſterr. Landesausſchuſſes vom April 1878, 
3. 7825, betreffend die Bedingungen der Aufnahme in die nied.⸗öſterr. Landes⸗ 
Gebäranſtalt und in die nied.⸗öſterr. Landes⸗Findelanſtalt. 

IV. Stück. Ausgeg. am 17. Mai. 

5. Kundmachung des k. k, Statthalters im Erzherzogthum Oeſterreich 
unter der Enns, vom 3. Mai 1878, 3. 12.678, betreffend eine Abänderung des 
Reiſe⸗ und Geſchäftsplanes für die Controlscommiſſionen der dauernd Beurlaubten 
und Reſervemänner. 

6. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthum Oeſterreich 
unter der Enns, vom 4. Mai 1878, Z. 8715, betreffend die vollzogene Neu⸗ 
conſtituirung der im politiſchen Bezirke Krems gelegenen Ortsgemeinden Senften⸗ 
bergeramt und Reichaueramt, dann Wolfshoferamt und Tautendorferamt. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 1828. 
IV. Stück. Ausgeg. am 6. April. 

7. Kundmachung des k. k. Statthalters von Oberöſterreich vom 25. Februar 
1878, Z. 2219. (Recrutenaus hebung.) 

V. Stück. Ausgeg. am 29. April. 

8. Kundmachung der k. k. Statthalterei von Oberöſterreich vom 31. März 
1878, 3. 2635, betreffend die Auflaſſung der k. k. Faßaichſtelle in Neufelden. 

9. Kundmachung der k. k. Statthalterei von Oberöſterreich vom 16. April 
1878, Z. 2487, betreffend die Errichtung eines vollſtändigen Aichamtes in Grein. 

VI. Stück. Ausgeg. am 24. Mai. 

10. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oeſterreich ob der Enns, vom 
3. Mai 1878, 8. 4622, betreffend die Berichtigung zum Reiſe⸗ und Geſchäfts⸗ 
plan für die alljährlich vorzunehmenden Controlsverſammlungen im Bezirke Ried. 

VII. Stück. Ausgeg. am 27. Juni. 

11. Kundmachung des k. k. Statthalters für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns vom 9. Juni 1878, Z. 6072, betreffend die Gleichſtellung der 
Wiener Handelsakademie in Bezug auf die Nachweiſe der wiſſenſchaftlichen Be⸗ 
fähigung der Aſpiranten des einjährigen Freiwilligendienſtes mit den Ober⸗ 


von Amtsmegen auch dann zu verfolgen, wenn fie gegen eine öffentliche gymmaften und Oberrealſchulen. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 1878. 
IV. Stück. Ausgeg. am 24. Mai. 
4. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 18. Mai 
1878, 3. 1217, betreffend die Activirung des Aichamtes (Faßaichſtelle) zu Lofer. 
V. Stück. Ausgeg. am 4. Juni. 
5. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 20. Mai 
1878, Z. 1981, betreffend die Löſchung von verſtorbenen oder als todt erklärten 
Wehrpflichtigen in den bezüglichen Vormerkbüchern, Standesprotokollen und Regiſtern. 
6. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 29. Mai 
1878, 3. 2308, betreffend die periodiſche Waffenübung der wehrpflichtigen 
Profeſſoren, Aſſiſtenten, Supplenten, Docenten, Präfecten und Studirenden. 
VI. Stück. Ausgeg. am 17. Juni. 
7. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 8. Juni 
1878, 8. 2349, betreffend die Abhaltung eines Pferde⸗, Horn⸗ und Kleinvieh⸗ 
marktes zu Bruck im Pinzgau. 
VII. Stück. Ausgeg. am 21. Juni. 
8. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 15. Juni 
1878, Z. 2645, betreffend den Anſpruch der Schüler der Wiener Handelsakademie 
auf die Begünſtigung des einjährigen Freiwilligen⸗Dienſtes. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier⸗ 
mark. 1878. 
III. Stück. Ausgeg. am 15. Mai. 

4. Kundmachung des ſteierm. Landesausſchuſſes vom 9. März 1878, 
betreffend die Abstellung des nied.⸗öſterr. Längen⸗ und Kubikmaßes beim Brenn⸗ 
und Feuerholze. 

IV. Stück. Ausgeg. am 22. Juni. 

5. Geſetz vom 26. Mai 1878, wirkſam für das Herzogthum Steiermark, 

betreffend die Ausführung des Eſpanger Durchſtiches zur Vervollſtändigung der 
Enns⸗Regulirung. 

6. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 9. Juni 1878, 
betreffend die Aenderung der Grenzen der Ortsgemeinden Mahrenberg und 
Oberfriſing. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 
1878. 
V. Stück. Ausgeg. am 16. April. 

6. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 7. März 1878, 
8.1546, betreffend die Einhebung von Mauthgebühren an der Drau⸗Ueberfuhr 
des Anton Domaingo in Unterdrauburg. 

7. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 7. April 1878, 
3. 2245, womit die ein⸗ für allemal erfolgte Feſtſtellung des Reifeprogrammes 
zur Abhaltung der Controlsverſammlungen der Landwehrmänner verlautbart wird. 

8. Kundmachung der k. k. Poſtdirection in Graz vom 1. April 1878, 
8. 3809, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für den Sommerſemeſter 1878. 


VI. Stück. Ausgeg. am 19. April. 
9. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 12. April 1878, 
3. 2204, betreffend das Statut für die kärntneriſche Landesirrenanſtalt zu 


Klagenfurt. . 
VII. Stück. Ausgeg. am 8. Juni. 


10. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 19. Mai 1878, 
8. 3203, betreffend eine Aenderung in der Einrichtung des Hauptſchubes auf 
der Strecke Villach⸗Laibach und zurück. 

11. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 28. Mai 1878, 
Z. 3363, betreffend die Einhebung von Ueberfuhrgebühren an der Drau⸗Ueberfuhr 
der Eheleute Joſef und Thereſia Ferk in Schwabegg. 


Landes⸗Geſetzblatt für das Herzogthum Krain. 1828. 
III. Stück. Ausgeg. am 8. Juni. 
7. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 15. Mai 1878, 
3. 3295, betreffend eine Aenderung in der Einrichtung des zwiſchen Laibach und 
Villach beſtehenden Hauptſchubes. 
8. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten in Krain vom 16. Mai 1878, 
3. 818 Pr., betreffend die Beſtimmungen wegen Ueberwachung des Volksſänger⸗ 
weſens. 
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das öſterreichiſch⸗illiriſche 
Küſtenland. 1878. 
IV. Stück. Ausgeg, am 17. April. 
4. Kundmachung der k. k. Poſt⸗Direction für das Küſtenland und Krain 
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V. Stück. Ausgeg. am 20. April. 
5. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 18. April 
1878, betreffend die Uebertragung des Executionsgeſchäftes in Abſicht auf die 
directen Steuern und überhaupt aller Staatsabgaben im Stadtgebiete von Rovigno 
an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft Pola. 
6. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 18. April 
1878, betreffend die Heeresergänzung für das Jahr 1878. 
VI. Stück. Ausgeg. am 4. Mai. 
7. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 26. April 
1878, betreffend die Anrechenbarkeit der Praxis im ausübenden Vermeſſungs⸗ 
dienſte der k. k. Grundſteuer⸗Regulirungs⸗Landes⸗Commiſſionen behufs Zulaſſung 
zur Prüfung als behördlich autoriſirter Civilgeometer. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. 1828. 


IX. Stück. Ausgeg. am 3. April. 

9. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 27. März 
1878, Z. 4005, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in der Ortsgemeinde Mula für das Jahr 1878. 

10. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 30. März 
1878, Z. 4113, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in der Gemeindefraction dolnji Majkovi für das Jahr 1878. 

X. Stück. Ausgeg. am 20. April. 

11. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 8. April 
1878, Z. 4621, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Mileſine, Gornji Muc und Pribude. 

12. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 11. April 
1878, Z. 4714, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Srednje Selo, Grohota, Gornje Polje und Donje Selo. 

13. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 11. April 
1878, 8. 4715, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Trapauo, Donja Vrukica und Gornja Vrucica. 

14. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 11. April 
1878, Z. 4702, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Gomilica und Sucuraz. 

15. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 11. April 
1878, Z. 4703, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Dobropolci, Bioeinoſelo, Bieline, Parkic, Nunic, 
Kolasac und Modrinoſelo. 

16. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 11. April 
1878, Z. 4704, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Dinjiska, Barbato, Novalja und zur Verzehrungs⸗ 
ſteuer in der Fraction Pago. 


XI. Stück. Ausgeg. am 24. April. 

17. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 14. April 
1878, Z. 4983, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Stankovic und Podgorje. 

18. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 14 April 
1878, Z. 4984, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Duba, Pelinovo und Naljesic. 

19. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 14. April 
1878, 3. 4985, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in der Gemeindefraction Laſtua. 

20. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 15. April 
1878, Z. 4982, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
und zur Verzehrungsſteuer in der Gemeinde Comiſa. 


XII. Stück. Ausgeg. am 30. April. 
21. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 20. April 
1878, Z. 5226, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Brele, Tutepi, Drasnice, Makarska⸗Maka, Baskavoda⸗ 
Baſt, Podgora, Zivogoske, Igrane, Kotisina, Velikobrdo und zur Verzehrungs⸗ 
ſteuer in der Fraction Makarska⸗Maka. 
22. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 15. April 
1878, Z. 4711, betreffend die ertheilte Berechtigung der Staats⸗Oberrealſchule 
in Spalato zur Vornahme der Prüfungen der zur Bedienung und zur Führung 
einer Locomotive zu verwendenden Individuen. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 8. Mai. 
23. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 27. April 
1878, Z. 5437, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 


in Trieſt vom 2. April 1878, Z. 2231, betreffend die Feſtſetzung des Poſtritt⸗ in den Gemeindefractionen Zlarin, Provic⸗Luka, Provié⸗Sepurine, Zuri und 


geldes vom 1. April bis Ende September 1878. 


Kaprije. 


24. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 27. April 
1878, Z. 5438, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Novigrad⸗Paljuh, Smilie und Vinjerac. 

25. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 27. April 
1878, 3. 5439, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Morinje, Ubli, Krivosje dolnje, Ledenice gornje, Lede⸗ 
nice dolnje und Krivosje gornje. 

26. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 27. April 
1878, 3. 5440, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Sukuraj und Gdinj. 

27. Kundmachung der k. k dalmatiniſchen Statthalterei vom 27. April 
1878, Z. 5461, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Kukine, Stina, Salona Mravince, Poſtrana, Jeſenike, 
Stobret, Zrnovica Srinjine, Sitno und zur Verzehrungsſteuer in den Fractionen 
Spalato und Salona. 

28. Kundmachung der k. k. dalmatiniichen Statthalterei vom 27. April 
1878, 3. 5462, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Bogdasic Orahovac, Skaljari, Lepetane, Spiljari und 
zur Verzehrungsſteuer in der Fraction Cattaro. 

29. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 2. Mai 
1878, Z. 5682, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Bilisane, Muskovci und Zaton. 


XIV. Stück. Ausgeg. am 12. Mai. 


30. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 4. Mai 
1878, Z. 5791, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Podgradje, Zvedanje⸗Oſtervica, Zakucac Novaſela, 
Almiſſa und Kresevo. 

31. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 4. Mai 
1878, Z. 5792, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in der Fraction Oskorusno. 


XV. Stück Ausgeg. am 24. Mai. 

32. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 12. Mai 
1878, Z. 6105, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
und zur Verzehrungsſteuer in der Gemeindefraction Caſtelnuovo von Trau. 

33. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 12. Mai 
1878, Z. 6106, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Mirce, Sptiska, Skrip und zur Verzehrungsſteuer in 
der Fraction S. Pietro. 

34. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 12. Mai 
1878, Z. 6107, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Stretto, Bettina⸗Morter und Vodice. 

35. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 12. Mai 
1878, 8. 6108, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in ſämmtlichen Fractionen der Ortsgemeinde Sebenico und zur Verzehrungs⸗ 
ſteuer in der Fraction Sebenico. 

36. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 14. Mai 
1878, Z. 6271, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Kale, Kukljica, Albaneſi⸗Crno⸗Malpaga, Prieko, Pol⸗ 
jana, Smokovic, Zemunik, Sulomiseica, Skabrnje und zur Verzehrungsſteuer in 
der Fraction Zara. 

37. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 14. Mai 
1878, Z. 6272, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Imotica, Podimoc, Boljenoviei, Dandanje und Liſac, 
Doli, Viſocani, Smokovljani, Oslje, Sparagovici, Cepikuce, Stupa, Tocionik, 
und zur Verzehrungsſteuer in den Gemeindeſractionen Stagno, Broce und Hodilje. 

(Fortſetzung folgt.) 


—— — — nn 


Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 30. Juli 1878, 3. 17.075, an ſämmt⸗ 

liche Präſidien der Grundſteuer⸗, Landes⸗ und Sub⸗Commiſſionen, betreffend die 

Geſtattung der Einſicht in die Operate der Grundſteuerregelung, dann die An⸗ 

fertigung von Auszügen ans den Grundſteuer⸗Regelungsmappen, von Protokolls⸗ 

abſchriften oder Auszügen aus den Protokollen, ſowie die Beſtätigung über die 
richtige Copirung. 

Das k. k. Juſtizminiſterium hat ſich mit dem Anſinnen hieher gewendet, 
daß anläßlich der Uebereinſtimmung der neuen Grundbücher mit den Grund⸗ 
ſteuer⸗Regelungsoperaten den Parteien die Einſichtnahme in dieſe Operate, dann 
die Erhebung von Protokollsabſchriften und Auszügen, ſowie die Beſtätigung 
über die richtige Copirung inſoweit ermöglicht werde, als die beſtehenden ämt⸗ 


ä— —— —ä[⁴ù 
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lichen Einrichtungen dies überhaupt ohne Gefährdung der fonſtigen ämtlichen 
Aufgabe geſtatten. 

In Entſprechung des vom k. k. Juſtizminiſterium ausgeſprochenen Wunſches 
wird das k. k. Präſidium eingeladen, die Bezirks⸗Schätzungscommiſſionen anzu⸗ 
weiſen, in Grundbuchsangelegenheiten den Parteien die Einſichtnahme in die 
Grundſteuer⸗Regelungsoperate zu geſtatten. 

Nachdem die Einſichtnahme ſelbſtverſtändlich immer nur unter Inter⸗ 
vention eines Beamten der Bezirks⸗Schätzungscommiſſion geſchehen darf, ſo iſt 
zur Hintanhaltung einer ſich ergebenden Beirrung in den Operationen der Grund⸗ 
ſteuerregelung der Vorgang einzuhalten, daß die Partei, welche die erwähnten 
Operate einzuſehen wünſcht, ihr diesfälliges Anliegen vorerſt bei dem Vorſitzenden 
der Bezirks⸗Schätzungscommiſtion mündlich unter Darlegung des Zweckes der 
Einſichtnahme vorbringt, welch' letzterer ſodann in dem Falle, als dieſe Einſicht⸗ 
nahme ohne einer dienſtabträglichen Störung ſofort nicht Platz greifen könnte, 
für die Einſichtnahme den Tag und die Stunde zu beſtimmen hat, dieſen Zeit⸗ 
punkt jedoch nicht weiter hinausrücken darf, als dies die dienſtlichen Verhält⸗ 
niſſe erheiſchen. 

Soferne von Parteien die Anfertigung von Auszügen aus den Grundſteuer⸗ 
Regelungsmappen, Protokollsabſchriften oder Auszügen aus den Protokollen, ſowie 
die Beſtätigung über die richtige Copirung gewünſcht werden ſollte, wird die 
bezügliche Beſtellung beim Mappenarchive zu machen ſein, welches unter Einem 
zur Ausführung dieſer Arbeiten gegen Vergütung der tarifmäßigen Gebühren er⸗ 
mächtigt wird. Auf ſolchen Protokollsabſchriften oder Auszügen wird das Mappen⸗ 
archiv aber ſtets ausdrücklich zu bemerken haben, daß die Daten der Grundſteuer⸗ 
regelung derzeit noch nicht als feſtſtehend betrachtet werden können, indem ſelbe 
dem Reclamationsverfahren noch nicht unterzogen ſind. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den bisherigen Botſchafter in London Friedrich 
Ferdinand Grafen Beuſt zum Botſchaſter bei der franzöſiſchen Regierung und 
den bisherigen Botſchafter in Berlin Alois Grafen Kärolyi zum Botſchafter 
am königl. großbrittanniſchen Hofe ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Forſtinſpector der Krainer Landesregierung 
Forſtrath Johann Salzer zum Oberforſtrathe im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der öſterreichiſchen Staatseiſen⸗ 
bahngeſellſchaft Alois Waniek das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Poſtofficial Guſtav Marx in Graz den 
Titel und Charakter eines Poſtcontrolors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamts⸗Officialen und Amtsleiter in 
Brixen Johann Paſch den Titel und Charakter eines Telegraphenamts⸗ 
Verwalters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegrahenamts⸗Verwalter Joſef Piekniczek 
in Pardubitz den Titel und Charakter eines Telegraphen⸗Oberamtsverwalters 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Forſtadjuncten bei der ſteiermärkiſchen Statt⸗ 
halterei Joſef Edlen v. Metz den Titel und Charakter eines Forſtrommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Georg Reitſamer zu S. Veit 
in Salzburg das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrevidenten Franz Grinzenberger zum Rechnungsrathe der Landes⸗ 
regierung in Salzburg ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrevidenten Johann Presl zum Rechnungsrathe bei der niederöſter⸗ 
reichiſchen Statthalterei ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Karl Liſſek zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Anton 
Tſchenett zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Niederöſterreich ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Telegraphen⸗Oberamtscontrolor Joſeſ En⸗ 
derl in Prag zum Oberamtsverwalter für die Telegraphen⸗Hauptſtation in Czer⸗ 
nowitz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat dem Finanzrathe bei der Finanzdirection in 
Laibach Valentin Kro nig eine Finanzrathsſtelle bei der ſteiermärkiſchen Finanz⸗ 
Landesdirection verliehen; dann den Finanzwach⸗Oberinſpeetor Emanuel Ritter 
von Ferro zum Finanzrathe und den Finanz. Obercommiſſär Guſtav Stroriedl 
zum Finanzſecretär der gedachten Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 

Vier Kanzliſtenſtellen beim k. k. Miniſterium des Innern mit der eilften 
Rangsclaſſe, bis 15. Jänner 1869. (Amtsbl. Nr 285.) 

Arztesſtelle in der Lieſinger Verſorgungsanſtalt mit 1200 fl. Gehalt und 
Naturalwohnung, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 285.) 

Oberamtscontrolorsſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in Trieſt 
mit der neunten Rangsclaſſe, gegen Caution, bis 24. December. (Amtsbl. Nr. 286.) 

Controlorsſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in Trieſt mit der 
neunten Rangsclaſſe, gegen Caution, bis 24. December. (Amtsbl. Nr. 286.) 

Armenarztesſtelle für den Pfarrbezirk Reindorf mit 300 fl. Jahres⸗ 
remuneration, bis 28. December. (Amtsbl. Nr. 287.) 

Rechn ungsrevidentenſtelle bei der Salzburger Landesregierung in der 
neunten, eventuell eine Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 
Ende December. (Amtsbl. Nr. 289.) n 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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